
3. Für den Fall, dass die zweite Frage bejaht wird: Können die 
Anforderungen der Richtlinie an einen gerechten Ausgleich 
für Ausnahmen oder Beschränkungen in Bezug auf das Ver
vielfältigungsrecht nach Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
unter Berücksichtigung des Grundrechts auf Gleichbehand
lung aus Art. 20 der EU-Grundrechtecharta auch dann er
füllt sein, wenn nicht die Hersteller, Importeure und Händler 
der Drucker, sondern die Hersteller, Importeure und Händler 
eines anderen Geräts oder mehrerer anderer Geräte einer zur 
Vornahme entsprechender Vervielfältigungen geeigneten Ge
rätekette Schuldner der angemessenen Vergütung sind? 

( 1 ) ABl. L 167, S. 10. 
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Vorlagefragen 

a) Steht es im Widerspruch zur korrekten Auslegung des Art. 
17 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1997 ( 1 ), wenn die portugiesische Steuerver
waltung von der Rechtsmittelführerin — einer Holdingge
sellschaft — aus dem Grund, dass deren Hauptgesellschafts
zweck die Verwaltung von Kapitalanteilen anderer Gesell
schaften ist, verlangt, für die gesamte auf ihre inputs ange
fallene Mehrwertsteuer die Methode des Pro-Rata-Abzugs 
anzuwenden, selbst wenn diese inputs (erworbene Dienstleis
tungen) einen direkten, unmittelbaren und eindeutigen Zu
sammenhang mit besteuerten Umsätzen — Dienstleistungs
erbringungen — aufweisen, die anschließend im Rahmen 
der rechtlich zulässigen Nebentätigkeit der Erbringung von 
technischen Verwaltungsdienstleistungen durchgeführt wer
den? 

b) Kann eine Einheit, die als Holdinggesellschaft zu qualifizie
ren ist und die Mehrwertsteuer zu zahlen hat, wenn sie 
Gegenstände und Dienstleistungen erwirbt, die anschließend 
in vollem Umfang unter Erhebung von Mehrwertsteuer an 

ihre Beteiligungsgesellschaften weitergegeben werden, die ge
samte bei diesen Erwerben angefallene Mehrwertsteuer mit
tels Anwendung der in Art. 17 Abs. 2 der Sechsten Richt
linie vorgesehenen Abzugsmethode der tatsächlichen Zuord
nung abziehen, wenn diese Erwerbe eine Nebentätigkeit — 
Erbringung von technischen Verwaltungs- und Management
dienstleistungen — im Verhältnis zur Haupttätigkeit — Ver
waltung von Gesellschaftsanteilen — darstellen? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 
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Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen; 

— das Urteil des Gerichts in vollem Umfang aufzuheben; 

— Art. 2 Abs. 2 der Entscheidung für nichtig zu erklären, 
soweit darin eine Geldbuße gegen die Kone Oyi und die 
Kone GmbH verhängt wird, und entweder keine Geldbuße 
oder eine niedrigere als die in der Entscheidung der Kom
mission vom 21. Februar 2007 in einem Verfahren nach 
Art. 101 AEUV (Sache COMP/E 1/38.823 — PO/Elevators 
and Escalators) (im Folgenden: Entscheidung) bestimmte 
Geldbuße festzusetzen; 

— Art. 2 Abs. 4 der Entscheidung der Kommission für nichtig 
zu erklären, soweit darin eine Geldbuße gegen die Kone Oyi 
und die Kone BV verhängt wird, und eine niedrigere als die 
in der Entscheidung der Kommission bestimmte Geldbuße 
festzusetzen; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.
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